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Veröffentlichungen  des  Verbandes  für  internationale 
Verständigung. 


Heft  I.    Der  internationale  Geist.  VonNicolas  Murray  Butler. 

Heft  2.    Die   auswärtige  Politik  und  die  öffentliche  Meinung. 
Von  Prof  Dr.  Otfried  Nippold. 

Heft  3.    Die  wichtigste  Aufgabe  des  Völkerrechts.     Von  Prof 
Walther  Schücking. 

Heft  4.    Der  Beitrag  der   christlichen  Kirchen  zur  internatio- 
nalen Verständigung.     Von  Prof  Dr.  Martin  Rade. 


Mein  verehrter  Marburger  Kollege  Paul  Natorp,  bekannt  als 
Philosoph  und  Pädagoge,  hat  es  jüngst  als  die  besondere  Auf- 
gabe unserer  Zeit  bezeichnet,  die  Wissenschaft  zu  erfüllen  mit 
den  Ideen  des  Lebens  und  andererseits  das  Leben  zu  durch- 
tränken mit  den  Ideen  der  Wissenschaft.  Ich  glaube,  dass  diese 
Aufgabe  richtig  gestellt  ist. 

Nicht  in  vornehmer  Zurückgezogenheit  soll  unsere  Wissen- 
schaft blühen,  abgeschnitten  von  dem  Leben  mit  seinen  Kämpfen, 
sondern  die  grossen  Ideen  des  Lebens,  die  nach  Gestaltung  ringen, 
sollen  aufgenommen  werden  von  den  Geistern  der  Wissenschaft 
und  auf  einem  anderen  Schlachtfeld  mit  den  Waffen  des  Geistes 
ausgefochten  werden. 

Wenden  wir  diese  Forderung  an  auf  die  Wissenschaft  vom 
Völkerrecht.  Wir  brauchen  nicht  lange  zu  suchen,  wo  und  um 
welche  Dinge  hier  gekämpft  wird.  Nationalismus  oder  Inter- 
nationalismus, das  ist  kurz  gesagt  das  politische  Programm,  in 
bezug  auf  das  sich  die  Anschauungen  weiter  Kreise  meistens 
schroff  und  unvermittelt  gegenüberstehen.  Der  nationale  Ge- 
danke, infolge  der  politischen  Leidensgeschichte  unseres  Volkes 
bei  uns  viel  später  durch  Aufrichtung  eines  machtvollen  Staats- 
wesens verwirklicht  wie  bei  den  westlichen  Kulturmächten,  be- 
herrscht heute  noch  die  politisch,  gesellschaftlich  und  wirtschaft- 
lich führenden  Kreise  unseres  Volkes.  Alle  bürgerlichen  Parteien 
sind  darin  einig,  dass  wir  den  letzten  Mann  und  den  letzten 
Groschen  bewilligen,  dass  wir  unsere  Rüstung  fortgesetzt  ver- 
stärken müssen,  um  den  mühsam  gewonnenen  nationalen  Staat 
nach  aussen  zu  behaupten.  In  dem  internationalen  Ge- 
danken der  Sozialdemokratie  sieht  man  den  Tod  aller  grossen 
nationalen  Errungenschaften  einer  heldischen  Zeit.  Umgekehrt 
bestreitet  die  Sozialdemokratie  vielfach  die  Segnungen,  die  uns 
der  nationale  Staat  fraglos  gebracht  hat  und  heute  noch  bringt; 
sie   wird   nicht   müde,    nur   auf  die  Opfer  hinzuweisen,    die  für 


das  gegenwärtige  System  des  internationalen  Wettrüstens  gebracht 
werden  müssen ;  sie  behauptet,  dass  an  alledem  nur  der  Kapitalis- 
mus schuldig  sei,  mit  dessen  Überwindung  das  goldene  Zeitalter 
des  Völkerfriedens  zu  erwarten  sei.  Man  erhofft  deshalb  auf 
dieser  Seite  auch  in  internationaler  Beziehung  alle  Fortschritte 
vom  Klassenkampf;  von  den  Haager  Konferenzen  und  dem  Aus- 
bau ihrer  Schöpfungen  ist  bezeichnenderweise  auch  in  der  Re- 
solution des  letzten  Parteitages  über  den  hnperialismus  überhaupt 
nicht  die  Rede, 

Wie  soll  sich  zu  diesen  Problemen  die  Wissenschaft  vom 
Völkerrecht  stellen?  Ihrem  Inhalt  nach  beschäftigt  sie  sich  mit 
den  Beziehungen  von  Staat  zu  Staat.  Will  sie  ihre  Aufgabe  er- 
füllen, so  muss  sie  uns  sagen  können,  ob  die  Nationalisten  oder 
die  Internationalisten  mit  ihren  Anschauungen  und  Forderungen 
im  Recht  sind.  Die  Antwort  lautet  folgendermassen :  Die  Zu- 
kunft der  Kulturnationen  ist  abhängig  von  der  Versöhnung  von 
Nationalismus  und  Internationalismus.  Wie  es  dem  deutschen 
Staatsrecht  der  Gegenwart  gelungen  ist,  einerseits  entsprechend 
den  Forderungen  der  konservativen  Kreise  dem  deutschen  Volke 
die  angestammten  Dynastien  zu  erhalten  und  andererseits  in  der 
Herstellung  des  nationalen  Staatswesens  die  Forderung  der  De- 
mokraten zu  verwirklichen  so  hat  das  Völkerrecht  längst  die  Auf- 
gabe in  Angriff  genommen,  ein  neues  Zeitalter  heraufzuführen, 
in  dem  der  Ausbau  einer  internationalen  Rechtsordnung  dem 
nationalen  Staatswesen  erst  seinen  gesicherten  Platz  gibt.  So 
unbefriedigend  und  gespannt  die  politische  Lage  in  der  Kultur- 
welt heute  noch  sein  mag,  der  Jurist  weiss,  dass  doch  schon 
Ansätze  vorhanden  sind,  um  aus  dieser  Situation  herauszukommen. 
Und  insofern  irren  unsere  Nationalisten,  als  sie  oft  geneigt  sind, 
die  Dinge  so  anzusehen,  als  ob  das  gegenwärtige  System  des 
Wettrüstens  sozusagen  für  das  Nebeneinander  der  Kulturstaaten 
der  Weisheit  letzter  Schluss  sei.  Der  Völkerrechtsgelehrte  kann 
vom  Standpunkte  seiner  Wissenschaft  aus  nicht  sagen,  ob  die  ein- 
zelne Heeres-  oder  Flottenvorlage  notwendig  ist  oder  nicht; 
darüber  hat  nur  der  praktische  Politiker  ein  Urteil,  und  auch 
er  wird  sich  mehr  oder  weniger  auf  die  Meinung  derjenigen  ver- 
lassen  müssen,    die   die  Leitung   der   auswärtigen    Geschäfte   in 


ihrer  Hand  haben.  Aber  wer  der  rapiden  Entwicklung  des 
Völkerrechts  in  den  letzten  Jahrzehnten  mit  sehendem  Auge  ge- 
folgt ist,  der  weiss,  dass  seit  dem  Zerfall  der  mittelalterlichen 
Weltordnung  niemals  wieder  eine  solche  Tendenz  zum  Zusammen- 
schluss  der  Kulturstaaten  vorhanden  gewesen  ist  wie  in  der 
Gegenwart,  eine  Tendenz,  die  im  letzten  Grunde  in  den  Bedürf- 
nissen  der  Weltwirtschaft  wurzelt.  Die  Idee  des  Rechts  beginnt 
Boden  zu  gewinnen  auch  in  bezug  auf  das  äussere  Verhalten 
der  Staaten  zueinander. 

In  den  Anfängen  der  staatlichen  Entwicklung  hat  das  Recht 
sich  mühsam  durchsetzen  müssen  als  die  regulierende  Norm  für 
die  Beziehungen  der  Privatleute  innerhalb  des  Staates  zu  ein- 
ander. Seit  der  französischen  Revolution  hat  ein  Kulturstaat 
nach  dem  andern  in  den  Beziehungen  zwischen  der  Staatsgewalt 
und  dem  Untertan  sich  der  Rechtsordnung  fügen  müssen.  Es 
ist  doch  erst  eine  Errungenschaft  von  wenig  Jahrzehnten  in 
Deutschland,  dass  wir  über  die  Höhe  unserer  Abgaben,  über 
die  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  eines  polizeiUchen  Befehls  mit 
der  eigenen  Staatsgewalt  prozessieren  können ;  jetzt  erleben  wir 
das  Zeitalter,  in  dem  die  Staaten  beginnen,  ihre  Streitigkeiten 
in  Prozessform  auszutragen  und  sich  damit  der  Herrschaft  des 
Rechts  zu  unterwerfen.  Die  1899  auf  der  ersten  Haager  Kon- 
ferenz eingerichtete  Schiedsgerichtsbarkeit  bedeutet  nur  einen 
Übergang  zu  neuen  Formen  der  internationalen  Rechtsprechung, 
die  sich  immer  mehr  denen  der  nationalen  nähern.  W^ährend 
der  ständige  Schiedshof,  den  uns  die  erste  Haager  Konferenz 
gegeben  hat,  einen  Gerichtshof  darstellt,  aus  dem  sich  die 
streitenden  Parteien  noch  von  Fall  zu  Fall  ihre  Richter  zu  wählen 
haben,  wird  die  Cour  de  justice  arbitrale  der  zweiten  Haager 
Konferenz  von  1907  schon  ein  Forum  bedeuten,  dessen  Richter 
ihr  Amt  nicht  mehr  aus  den  Händen  der  Parteien  entgegen- 
nehmen. Mag  die  Errichtung  dieses  zweiten  Gerichtshofes  einst- 
weilen noch  an  der  Stellenbesetzung  gescheitert  sein,  über  die 
man  sich  nicht  einig  werden  konnte,  weil  nur  etwa  1 5  Richterstellen 
zu  vergeben  und  ein  Bruch  mit  der  traditionellen  Gleichberechti- 
gung der  Staaten  noch  nicht  durchzusetzen  war,  so  wird  dieses 
Projekt  doch  wiederkehren  und  auf  der  dritten  Haager  Konferenz 
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seine  Lösung  finden.  Hat  doch  vor  wenig  Monaten  das  Institut 
für  internationales  Recht,  zu  dem  die  führenden  Gelehrten  des 
Völkerrechts  aus  allen  Kulturstaaten  gehören,  sich  einstimmig 
für  die  Errichtung  dieses  neuen  Gerichtshofes  ausgesprochen  und 
zwar  wohlbemerkt  auf  Grund  der  Erfahrungen,  die  man  mit 
dem  bisherigen  Haager  Schiedshof  und  seiner  Judikatur  gemacht 
hat.  Es  liegt  ja  auch  klar  auf  der  Hand,  dass  es  dem  Wesen 
der  Gerichtsbarkeit  nicht  entspricht,  wenn  wie  bisher  die  streiten- 
den Parteien  sich  zunächst  nach  zuverlässigen  Richtern  um- 
sehen, nämlich  solchen,  die  geneigt  sind,  ihren  Ansprüchen  recht 
zu  geben.  Aber  nicht  nur  die  Zusammensetzung  des  internatio- 
nalen Gerichts  wird  sich  damit  der  nationalen  Rechtssprechung 
nähern,  sondern  indem  der  internationalen  Judikatur  durch  einen 
obligatorischen  Weltschiedsgerichtsvertrag  ein  gewisser  Komplex 
von  unpolitischen  Streitigkeiten  ein  für  allemal  überwiesen  werden 
wird,  wird  die  Anrufung  dieses  Gerichtshofes  im  Einzelfall  ebenso- 
wenig von  dem  guten  Willen  der  beiden  streitenden  Parteien 
abhängig  sein,  wie  unsere  nationalen  Gerichte  abzuwarten  brauchen, 
dass  sie  erst  von  beiden  Parteien  angerufen  werden.  Mag  auch 
dieser  Weltschiedsgerichtsvertrag  1907  am  deutschen  Wider- 
stände noch  gescheitert  sein,  es  haben  sich  in  Deutschland  selbst 
so  gewichtige  Stimmen  für  ihn  erhoben  —  ich  nenne  nur  Pro- 
fessor Zorn  — ,  dass  in  dieser  Frage  von  der  deutschen  Diplo- 
matie demnächst  eine  andere  Haltung  zu  erhoffen  ist.  Ein  wirk- 
lich ständiger  Staatengerichtshof  mit  obligatorischer  Zuständig- 
keit in  einer  Reihe  von  Materien,  die  Ehre,  Unabhängigkeit  und 
Lebensinteressen  der  Staaten  nicht  berühren,  das  ist  etwas,  an 
das  vor  wenig  Jahren  noch  nicht  einmal  die  Pazifisten  zu  denken 
gewagt  hätten,  und  nun  sehen  wir  Völkerrechtslehrer  darin  eine 
Forderung  des  Tages,  die  uns  die  dritte  Haager  Konferenz  ver- 
wirklichen soll. 

Aber  dazu  ist  die  Haager  Justizorganisation  schon  nach  einer 
anderen  Richtung  hin  im  schönsten  Ausbau  begriffen,  und  zwar 
in  dem  Sinne,  dass  sie  dem  Schutze  des  Privatmannes  dienst- 
bar gemacht  wird.  Seit  Hugo  Grotius  den  Begriff  des  Völker- 
rechts geprägt  hat,  ist  das  Völkerrecht  das  Recht  unter  den 
Staaten  gewesen.    Der  Privatmann  war  gegenüber  dem  fremden 
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Staate  rechtlos  und  zur  Vertretung  seiner  Ansprüche  auf  den 
guten  Willen  seines  Heimatstaates  angewiesen.  Aber  jetzt,  wo 
die  Staaten  anfangen,  internationale  Gerichtshöfe  im  Haag  auf- 
zurichten, die  über  den  einzelnen  Staaten  stehen,  warum  soll 
da  nicht  der  geschädigte  Privatmann  vor  dem  internationalen 
Gericht  als  Kläger  seine  Rechte  selbst  auch  gegenüber  einem 
fremden  Staate  vertreten  können  ?  Diese  selbstverständliche  Kon- 
sequenz hat  schon  die  Haager  Konferenz  von  1907  auf  dem 
Gebiete  der  Prisengerichtsbarkeit  gezogen.  Man  hat  die  Er- 
richtung eines  ständigen  internationalen  Prisenhofs  beschlossen, 
vor  dem  in  gewissen  Fällen  der  Private  als  Kläger  gegen  einen 
fremden  Staat  auftreten  darf.  Und  nun  drängt  die  ganze  Ent- 
wicklung dahin,  dieses  Prinzip  auf  analoge  Fälle  auszudehnen. 
Warum  soll  denn  nicht  Gleiches  im  Frieden  gelten?  Hier  ver- 
sagt dem  Privatmann  gegenüber  für  vermögensrechtliche  An- 
sprüche gegen  einen  fremden  Staat  der  Rechtsschutz  seiner 
heimischen  Gerichte,  weil  deren  Gerichtsbarkeit  nicht  über  die 
eigenen  Grenzen  hinausreicht.  Was  liegt  denn  näher,  als  wenn 
es  einmal  internationale  Gerichte  gibt,  solche  Ansprüche  vor 
einen  Haager  Gerichtshof  zu  verweisen?  In  dieser  Forderung 
begegnen  sich  alle  völkerrechtlichen  und  alle  kaufmännischen 
Kreise,  die  unter  dem  mangelhaften  Rechtsschutz  bisher  schwer 
gelitten  haben,  und  ihre  Verwirklichung  ist  um  so  leichter,  als 
ihr  keinerlei  politische  Schwierigkeiten  entgegenstehen  würden. 
Sie  kann  deshalb  auch  von  der  dritten  Haager  Konferenz  mit 
Sicherheit  erwartet  werden.  Aber  auch  dabei  wird  die  Ent- 
wicklung nicht  Halt  machen.  Erkennt  man  einmal  an,  dass  die 
internationalen  Gerichtshöfe  im  Haag  auch  zum  Rechtsschutz  von 
Privaten  berufen  sind,  so  wird  man  den  Privaten  diesen  Rechts- 
schutz internationaler  Art  überall  dort  zubilligen  müssen,  wo  es 
sich  um  falsche  Auslegung  internationaler  Normen  durch  nationale 
Gerichtshöfe  handelt.  Mit  anderen  Worten,  überall  dort,  wo 
wir  ein  Weltrecht  haben,  muss  auch  eine  internationale  Instanz 
vorhanden  sein,  die  als  Kassationshof  für  die  richtige  Anwen- 
dung dieses  Weltrechts  zu  sorgen  hat.  Die  stückweise  geschehene 
internationale  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechts  schliesst 
also  die  Forderung  nach  einem  internationalen   Gerichtshof  ii; 


sich,  der  hier  für  die  Einheit  der  Rechtsprechung  sorgt,  ebenso 
die  Kodifikation  eines  Weltwechsel-  und  Weltscheckrechtes.  Diese 
Forderung  ist  keine  Utopie,  sondern  ein  Gedanke,  dem  auch 
die  amtlichen  Stellen  in  Deutschland  schon  nahe  getreten  sind. 
Statt  für  alle  vorgenannten  Zwecke  Sondergerichtshöfe  zu  schaffen, 
wäre  es  meines  Erachtens  das  Beste,  wenn  die  dritte  Haager 
Konferenz  uns  in  der  Cour  de  justice  arbitrale  einen  wirklich 
ständigen  Gerichtshof  gäbe,  dessen  einzelne  Kammern  für  die 
einzelnen  Angelegenheiten  der  internationalen  Justiz  zuständig 
wären.  Und  das  Plenum  könnte  für  die  Berufung  in  solchen 
Angelegenheiten  dienstbar  gemacht  werden,  in  denen  die  einzelne 
Kammer  in  erster  Instanz  erkannt  hat. 

Diese  im  Werden  begrififene  internationale  Justiz  ist  fraglos 
ein  Produkt  eines  modernen  Internatiopalismus,  der  aber  weit 
davon  entfernt  ist  einen  Antinationalismus  zu  bedeuten.  Immer- 
hin, auf  dem  Boden  der  nationalen  Phrase  von  heute  ist  er 
auch  nicht  gewachsen,  und  unsere  Väter,  denen  der  nationale 
Staat  noch  ein  unerreichtes  Ziel  und  eine  edle  Hofifnung  ge- 
wesen, haben  an  solche  Möglichkeiten  auch  nicht  gedacht.  Wenn 
man  aber  diese  in  so  schnellem  Fortschritt  begriffene  interna- 
tionale Justiz  in  ihrer  vollen  Bedeutung  ermessen  will,  so  muss 
man  meines  Erachtens  zu  dem  unabänderlichen  Resultate  kommen, 
dass  sie  überhaupt  nur  das  Symptom  darstellt  für  eine  sich 
anbahnende  politische  Organisation  der  Kulturwelt.  Die  ganze 
Justizorganisation  wird  doch  getragen  von  einem  Staatenver- 
bande,  der  sich  auf  den  Haager  Konferenzen  jene  Organe  ge- 
schaffen hat,  die  in  seinem  Namen  zu  fungieren  haben.  Und 
dieser  Staatenverband  deckt  sich  mit  der  gesamten  Kulturwelt, 
eingeschlossen  die  Länder  Ostasiens.  Nur  noch  einige  halb- 
zivilisierte, Afghanistan  und  Abessynien,  stehen  draussen.  Die 
bisher  auch  von  der  Wissenschaft  viel  zu  wenig  beachtete  Exi- 
stenz dieses  Verbandes  wird  dann  jedermann  klar  werden,  wenn, 
wie  von  der  dritten  Haager  Konferenz  bestimmt  zu  erhoffen  ist, 
die  periodische  Wiederkehr  dieser  Konferenzen  beschlossen  wird. 
In  der  Forderung  der  Periodizität  der  Konferenzen  vom  Haag 
stimmen  Pazifismus,  Völkerrecht  und  angesehene  Vertreter  der 
Diplomatie    schon    längst    überein.      Schon    heute    verfügt    der 


Haager  Staatenverband  über  verschiedene  Organe :  den  ständigen 
Schiedshof  von  1899,  das  Internationale  Bureau  als  Gerichts- 
schreiberei und  den  Internationalen  Verwaltungsrat.  Als  nur 
gelegentlich  ad  hoc  konstituierte  Organe  sind  die  internationalen 
Untersuchungskommissionen  zur  Aufklärung  streitiger  Tatsachen 
gedacht.  Weitere  Justizorgane  des  Staatenverbandes  werden 
demnächst  der  Internationale  Prisenhof  und  die  Cour  de  justice 
arbitrale  sein,  die  sich  desselben  Bureaus  bedienen  sollen  wie 
der  Schiedshof  von  1899  und  demselben  Internationalen  Ver- 
waltungsrat unterstellt  sein  sollen.  Das  oberste  Organ  des 
Staatenverbandes  wird  die  periodisch  wiederkehrende  Konferenz 
sein,  der  nach  den  Beschlüssen  der  Haager  Konferenz  von  1907 
wiederum  die  Tätigkeit  eines  Comite  preparatoire  vorausgehen 
soll.  So  stehen  wir,  wie  gesagt,  vor  der  Tatsache  einer  Orga- 
nisation der  Kulturwelt.  Die  bisher  anarchische  Staatengesell- 
schaft beginnt  sich  in  eine  organisierte  zu  verwandeln. 

Ich  trage  auch  kein  Bedenken,  diese  Organisation  als  eine 
politische  zu  bezeichnen.  Denn  ihr  oberster  Zweck  ist  aus  der 
Überschrift  des  Schiedsgerichtsabkommens  zu  entnehmen:  Le 
maintien  de  la  paix  generale.  Mag  dieser  Zweck  bis  jetzt  noch 
so  unvollkommen  erreicht  sein,  er  ist  fraglos  das  Ziel,  zu  dessen 
Verwirklichung  die  ganze  Organisation  geschaffen  worden  ist. 
Ein  Staatenverband,  der  sich  die  Bewahrung  des  Rechtsfriedens 
im  Innern  zu  seiner  Aufgabe  gesetzt  hat,  steht  in  scharfem 
Gegensatz  zu  allen  anderen  Zweckverbänden  des  Völkerrechts, 
die  wie  der  Weltpostverein  oder  die  Berner  Konvention  nur 
einzelne  Zwecke  internationaler  Verwaltung  verfolgen.  Meines 
Erachtens  bedeutet  der  Haager  Staatenverband  deshalb  nicht 
mehr  und  nicht  weniger  wie  den  Ansatz  zu  einem  losen  Welt- 
staatenbund. Mag  dieser  Weltstaatenbund  sich  einstweilen  auf 
Justizzwecke  beschränken.  Darin  ähnelt  er  nun  allen  andern 
politischen  Organisationen  der  Geschichte,  die  auch  mit  dem 
Schutz  der  Rechtsordnung  den  Anfang  gemacht  haben.  Schon 
heute  erleben  wir,  dass  neben  der  Einrichtung  einer  Justiz  auch 
die  Fortbildung  des  materiellen  Rechtes  durch  eine  fortschreitende 
stückweise  Kodifikation  des  Völkerrechts  seitens  des  Haager 
Verbandes  in  Angriff  genommen  ist.    Und  wenn  die  internationale 


Justiz:  des  Haager  Staatenverbandes  bei  Staatenstreitigkeiten 
heute  den  Rechtsfrieden  noch  nicht  absolut  sichern  kann,  so 
sucht  sie  andererseits,  wie  wir  hörten,  ihre  Aufgabe  doch  schon 
in  dem  Rechtsschutz  des  Individuums  in  Fragen  des  internatio- 
nalen Rechtes. 

Nach  zwei  Richtungen  hin  müssen  wir  nun  den  Haager  Staaten- 
verband ausbauen.  Einmal  muss  die  internationale  Justiz  bei 
Staatenstreitigkeiten  möglichst  obligatorisch  sein.  Wissenschaft- 
lich betrachtet  gibt  es,  wie  von  Professor  Nippold  trefflich  nach- 
gewiesen ist,  für  die  internationale  Schiedsgerichtsbarkeit  keine 
Grenzen,  und  es  ist  insbesondere  nicht  abzusehen,  warum  nicht 
auch  Interessenkollissionen  durch  Schiedsgerichte  ausgetragen  wer- 
den sollen.  Für  die  obligatorische  Zuständigkeit  der  Haager 
Justiz  sind  ja  auch  durch  etwa  1 50  Individualverträge  zwischen 
den  Staaten  die  besten  Ansätze  gegeben.  Auf  der  anderen  Seite 
muss  die  Tätigkeit  des  Haager  Verbandes  über  die  blossen  Justiz- 
zwecke ausgedehnt  werden,  auf  die  Zwecke  der  internationalen 
Verwaltung.  In  einem  solchen  Ausbau  des  Haager  Werkes  würde 
nicht  einmal  eine  grosse  Neuerung  liegen.  Denn  schon  längst 
sind  wir  gewöhnt,  dass  den  Bedürfnissen  internationaler  Verwal- 
tung in  internationalen  Zweckverbänden  genügt  wird,  eben  jenen 
völkerrechtlichen  Unionen,  deren  wir  über  ein  Dutzend  haben. 
Es  kann  aber  nicht  oft  genug  darauf  hingewiesen  werden,  dass 
es  eine  unnütze  Verschwendung  von  Zeit,  Geld  und  Kräften  be- 
deutet, wenn  für  jeden  neuen  Zweck  internationaler  Verwaltung 
ein  neuer  Verband  begründet  wird  und  alle  diese  Verbände  weder 
unter  sich  noch  mit  der  Haager  Justizorganisation  in  irgendwelche 
Verbindung  gebracht  würden.  Wir  müssen  vielmehr  fordern,  dass 
der  Haager  Staatenverband  von  sich  aus  alle  diejenigen  Dinge 
in  die  Hand  nimmt,  die  als  Postulate  des  internationalen  Lebens 
der  Staaten  zutage  treten,  dass  er  von  sich  aus  die  entsprechenden 
internationalen  Behörden  in  das  Leben  ruft  und  seiner  Kontrolle 
unterstellt.  Allmählich  würden  dann  auch  diejenigen  internatio- 
nalen Zweckverbände  samt  ihrem  Behördensystem  auf  den  Haager 
Staatenverband  übergehen,  die  schon  wesentlich  älter  sind  wie 
die  Haager  Organisationen  einer  internationalen  Justiz. 

Vor  unserem  geistigen  Auge  sehen  wir  alle  diese  Dinge  im 

10 


Werden.  Wir  leben  nun  einmal  im  Zeitalter  eines  fortschrei- 
tenden Internationalismus.  Probleme  wie  das  der  internationalen 
Exekutive,  der  wechselseitigen  Besitzgarantie  der  Staaten,  der 
vertragsmässigen  Rüstungsbeschränkung,  der  Abfassung  einer 
Bundesakte  für  den  Haager  Staatenverband,  von  denen  vor  zehn 
Jahren  noch  niemand  zu  sprechen  gewagt  hätte,  stehen  heute 
zur  Debatte  innerhalb  der  Völkerrechtswissenschaft.  Und  die 
Wissenschaft  vom  Völkerrecht  wird  sich  der  Aufgabe  nicht  ent- 
ziehen können,  an  der  Lösung  aller  dieser  Probleme  mitzuarbeiten. 
Nur  wenn  sie  das  tut,  wird  sie  ihrer  wichtigsten  Aufgabe  gerecht 
werden:  der  Versöhnung  von  Nationalismus  und  Inter- 
nationalismus. Sie  läuft  dabei  keine  Gefahr,  den  nationalen 
Gedanken  zu  schädigen.  Das  ganze  Gebäude  der  fortschreiten- 
den internationalen  Organisation  kann  ja  nur  aufgerichtet  werden 
auf  den  starken  Pfeilern  des  freien  Vertragswillens  der  nationalen 
Staaten.  Dieser  freie  Wille  bleibt  jederzeit  kündbar,  und  nur  der 
grosse  Erfolg  des  neuen  Systems  wird  praktisch  dahin  führen,  dass 
die  Kulturstaaten  ebensowenig  daran  denken  werden,  sich  aus  dem 
Haager  Weltstaatenbund  zurückzuziehen,  wie  sie  heute  daran 
denken,  aus  dem  Weltpostverein  wieder  auszutreten.  Niemals 
kann  es  sich  darum  handeln,  die  nationalen  Errungenschaften 
preiszugeben.  Die  Werte  unseres  Volkstums  und  unseres  natio- 
nalen Staates  sind  uns  ebenso  unantastbar  wie  die  Glaubens-  und 
Gewissensfreiheit  des  Individuums.  Aber  wie  wir  die  natürliche 
P'reiheit  des  Individuums  am  besten  dadurch  schützen,  dass  wir 
uns  innerhalb  des  Staates  unter  die  Herrschaft  des  Rechtes  stellen, 
so  kann  das  nationale  Leben  der  Kulturvölker  erst  dann  zur 
schönsten  Blüte  gebracht  werden,  wenn  auch  zwischen  den 
Staaten  der  Rechtsfrieden  möglichst  gesichert  ist.  Pro  Patria 
per  orbis  concordiam.  So  verstehe  ich  die  Versöhnung  von 
Nationalismus  und  Internatonalismus,  die  das  Völkerrecht  an- 
streben soll.  Keine  Gelehrtenarbeit  aber  kann  dieses  Ziel  er- 
reichen, wenn  die  Völker  nicht  selber  hingehen  und  erfüllt  von 
den  neuen  Idealen  an  deren  Verwirklichung  mitarbeiten.  Wir 
können  im  internationalen  Staatenleben  nur  vorankommen,  durch 
internationale  Verträge,  zu  denen  sich  die  Staaten  zusammenr 
finden,      Es    muss     also     in    unserem    Zeitalter,    wo    über    das 
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Schicksal  der  Staaten  zum  Glück  nicht  mehr  die  Kabinette, 
sondern  die  Völker  selbst  entscheiden,  bei  allen  Kulturstaaten 
hinreichend  guter  Wille  vorhanden  sein,  damit  das  Haager  Werk 
durch  entsprechende  Verträge  weiter  ausgebaut  wird.  Die  Ver- 
träge allein  aber  können  uns  nicht  helfen,  sie  müssen  auch  ge- 
halten werden.  Und  das  wird  nur  der  Fall  sein,  wenn  der  nötige 
internationale  Geist  über  die  Völker  kommt,  ich  meine  damit 
jenes  Bewusstsein  von  der  internationalen  Solidarität  der  Interessen 
das  am  ehesten  geeignet  ist,  der  nationalen  Selbstsucht  Schran- 
ken zu  setzen.  Und  hier  setzt  dann  abermals  die  Aufgabe  der 
Wissenschaft  ein.  Wenn  sie  aus  den  Tageskämpfen  zwischen 
Nationalismus  und  Internationalismus  die  Anregung  gewonnen 
hat,  ihrerseits  an  diese  Probleme  heranzugehen,  und  wenn  sie 
dann  in  einem  entsprechenden  Ausbau  des  Haager  Werks  die 
Versöhnung  zwischen  Nationalismus  und  Internationalismus  ge- 
funden hat,  so  soll  sie  mit  ihren  Erkenntnissen  nicht  hinter  dem 
Berge  halten,  sondern  auch  hier  das  Leben  durchtränken  mit 
den  Ideen  der  Wissenschaft.  Nur  so  dient  sie  dem  Fortschritt, 
der  der  Atem  Gottes  in  der  Weltgeschichte  ist. 
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Zentralvorstand  des  Verbandes  für  internationale 
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Professor  Dr.  Otfried  Nippold,  Professor  Dr.  Walther  Schücking, 

Oberursel  bei  Frankfurt  a.  M.  Marburg  a.  L. 

stellvertretende  Vorsitzende. 


Professor  Dr.  Robert  Piloty, 
Würzburg. 


Bankdirektor  Hermann  Maier,  Schatzmeister 
Frankfurt  a.  M. 


Ausschuss : 


Professor   Dr.  Karl  von  Amira,  München. 

Professor  Dr.  Max  Apt,  Syndikus  des  Älte- 
stenkollegiums, Berlin. 

Professor  Dr.  Paul  Arndt,  Frankfurt  a.  M. 

Kommerzienrat  Georg  Arnhold,    Dresden. 

Rechtsanwalt  Dr.  Julius  Bachem,   Cöln. 

Professor  Dr,  Wilhelm  van  Calker,  Giessen. 

Professor  Dr.  Francis  Curtis,  Frankfurt  a.  M. 

Präsident  des  Direktoriums  und  des  Ober- 
konsistoriums der  Kirche  A.  K.  Dr.  Frie- 
drich Curtius,  Strassburg  i.  E. 

Geheimer  Justizrat  Heinrich  Dove,  Syndikus 
der  Handelskammer,  Berlin. 

Professor  Dr.  Otto  Frhr.  von  Dungern, 
Czernowitz, 

Professor  Dr.  Max  Fleischmann,  Königs- 
berg i.  Pr. 

Geheimer  Regierungsrat  Prof.  Dr.  Wilhelm 
Foerster,  Charlottenburg. 

Professor  Dr.  Berthold  Freudenthal,  Frank- 
furt a.  M. 

Professor  Dr.  Adolf  Friedländer,  Privat- 
klinik Hohemark  bei  Frankfurt  a.  M. 

Vizeadmiral  a,  D.  Karl  Galster,  Exzellenz, 
Kiel. 

Kontreadmiral  z.  D.  Glatzel,  Kiel. 

Arthur  von  Gwinner,  Direktor  der 
Deutschen  Bank,  M.  d.  H.,  Berlin. 

Professor  Dr.  Bernhard  Harms,  Kiel. 

Oberstaatsanwalt  Geheimer  Ober- Justizrat 
Dr.  Eduard  Hupertz,  Frankfurt  a.  M. 

Wirklicher  Geheimer  Rat  Professor  Dr.  Paul 
Laband,  Exzellenz,  Strassburg  i.  E. 


Kommerzienrat  Ernst  Ladenburg,  Bankier, 

Frankfurt  a.  M. 
Geheimer  Hofrat  Professor  Dr.  Karl  Lam- 

precht,  Leipzig. 
Geheimer   Hofrat    Professor   Dr.  Karl  von 

Lilienthal,  Heidelberg. 
Geheimer  Justizrat  Professor  Dr.  Franz  von 

Liszt,  Berlin. 
Gymnasialdirektor    Professor    Dr.    Wilhelm 

Martens,  Konstanz. 

Geheimer    Oberregierungsrat    Dr.    Mayer, 

Karlsruhe. 
Professor  Dr.  Christian  Meurer,  Würzburg. 
Professor      Dr.    Wolfgang     Mittermaier, 

Giessen. 
Professor  Dr.  Paul  Natorp,  Marburg  a.  L. 
D.  Friedrich  Naumann,  M.  d.  R.,  Berlin. 
Friedrich  von  Payer,  M.  d.  R.,  Stuttgart. 
Professor  Dr.  Martin  Rade,  Marburg  a.  L. 
ProfessorDr.HeinrichRössler,Frankfurta.M. 
Professor  Dr.  Heinrich  Sieveking,  Zürich. 
Generalkonsul  Karl  Simon,  Mannheim. 
Dr.  H.  Th.  Soergel,  Rechtsgelehrter,  Frei- 

lassing  (Oberbayern). 

OberlandesgerichtspräsidentDr.PeterSpahn, 
M.  d.  R.,  Frankfurt  a.  M. 

Geheimer    Justizrat    Professor    Dr.  Rudolf 

Stammler,  Halle  a.  S. 
Dr.  Paul  Stern,    Bankier,    Frankfurt  a.  M. 
Justizrat   Karl  Trimborn,    M.  d.  R.,  Cöln. 
Professor  Dr.  Heinrich  Weinel,  Jena. 
Geheimer    Justizrat    Professor    Dr.   Philipp 

Zorn,  M.  d.  H.,  Kronsyndikus,  Bonn. 


Bureau  des  Verbandes: 

Oberursel  bei  Frankfurt  a.  M.,  Liebfrauenstrasse  22. 


Conciliation  internationale : 

78  bis  Avenue  Henri  Martin,  Paris  XVIe,  France. 

President  Fondateur:  Baron  d'Estournelles  de  Constant,  S^nateur. 
Pr^sidents  d'Honneur:  Berthelot,  S^nateur  et  Leon  Bourgeois,  Ministre  d'Etat. 
S^cr6taires  G^n^raux :  A.  M6tin  et  Jules  Rais. 
Tr6sorier:  Albert  Kahn. 


American  Association  for  international  Conciliation: 

Sub-station  84  (407  West  Il7th.  Street)  New- York  City. 
Executive  committee: 


Nicholas  Murray  Butler. 
Richard  Barttioldt. 
Lyman  Abbott. 

James  Speyer 


Stephen  Henry  OHn. 
Seth  Low. 
Robert  A.  Franks. 
George  Blumenthal. 


Robert  BaCOn. 


Auszug  aus  den  Statuten: 

§  r.  Zweck.  Der  Verband  für  internationale  Verständigung  setzt  sich  die 
Aufgabe,  das  Verständnis  für  die  Bedeutung  gegenseitig  förderlicher  Be- 
ziehungen zwischen  den  Völkern  auf  allen  Lebensgebieten,  namentlich  für 
die  Fragen  und  Probleme  des  Völkerrechts,  zu  verbreiten,  um  dadurch 
einer  stetigen,  von  vermeidbaren  Zwischenfällen  freien  Politik  zwischen  den 
Staaten,  wie  sie  im  Interesse  der  allgemeinen  Kultur  liegt,  den  Boden  zu 
ebnen. 

§  2.  Mittel  zur  Erreichung  desselben.  Der  Verband  sucht  diesen  Zweck  zu 
erreichen,  indem  er  in  Wort  und  Schrift,  durch  Vorträge,  durch  Kund- 
gebungen seiner  Organe,  namentlich  seiner  Verbandstage,  durch  Veröffent- 
lichungen in  der  Presse  oder  in  besonderen  Schriften,  für  die  erwähnten 
Aufgaben  wirkt. 

Als  ein  besonders  wichtiges  Mittel  zur  Lösung  seiner  Aufgabe  betrachtet 
der  Verband  die  Einwirkung  auf  die  Erziehung  der  Jugend  im  Sinne  der 
von  ihm  angestrebten  Ziele,  vor  allem  der  gegenseitigen  Achtung  der 
Völker  und  ihrer  Eigenart. 

Zu  völkerrechtlichen  Fragen  der  internationalen  Politik  kann  der  Ver- 
band je  nach  Bedürfnis  und  Ermessen  seiner  zuständigen  Organe  sich 
äussern,  wobei  er  bestrebt  sein  wird,  durch  objektive  Darlegung  der  Sach- 
und  Rechtslage  sowie  durch  Hinweis  auf  die  Mittel  und  Wege  zur  Bei- 
legung von  Streitigkeiten  klärend  und  beruhigend  auf  die  öffentliche  Meinung 
zu  wirken. 

§  3.  Stellung  des  Verbandes  zu  ähnlichen  Organisationen  des  Auslandes. 
Der  Verband  beschränkt  seine  Wirksamkeit  auf  das  Deutsche  Reich. 
Angestrebt  wird  aber  später  eine  internationale  Organisation,  zu  der 
sich  die  Verbände  für  internationale  Verständigung,  die  in  einzelnen  Ländern 
zum  Teil  heute  schon  bestehen,  zum  Teil  noch  entstehen  werden,  zusammen- 
schliessen  sollen. 

§  4.  Innere  Politik.  Der  Verband  steht  allen  parteipolitischen  Organisationen 
und  den  Fragen  der  inneren  Politik  völlig  neutral  gegenüber. 
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